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lich in ihrem Eigenthum geschädigt wurden. Das
Gutachten wird mit Stimmenmehc verworfen und
bestimmt, daß die Abzahlung während Jahren in
5 Terminen geschehen soll. Alle übrigen Anträge wer-
du, verworfen.

Secretan federt nun neuerdings, daß diese

Staatsobligationcn an Zahlung der Nationalgüter und
der Abgaben als baares Geld angenommen werden
sollen. Weber sagt, unsre Nationalgüter und Ab-
gaben sollen uns Geld nicht Papier einbringen, daher
verwirft er diesen Antrag und foberr, daß diese Obii-
gationcn, um Wucher zu verhüten, bei ihrer Verfall-
zeit nur von ihrem ersten Eigenthümer als Zahlung
an Nationalgüter angenommen werden sollen. Z im-
m ermann glaubt, daß dieses der erste Schritt zum
Papiergeld werden konnte und will daher Untersuchung
durch eine Commission. Deloes unterstüzt Sccre-
tans Antrag: H über ebenfalls, aber unter dem
Beding, daß sie nur bei ihrer Versallzcit annehmbar
seyen. Bourg ois stimmt für Secretan, weil
dadurch viele Eigcuthümec, die kein anderes Eigen-
thun, haben, erleichtert werden. Kühn will eben
falls ihre Gülligkrit in öffentlichen Zahlungen von ih-
rer Verfallzeit an. Weber stndet Kühn S Vorschlag
durchaus »nnüz; denn wenn sie verfallen sind, so

wird es sich doch von selbst verstehen, daß sie der

Staat^als baar Geld annehmen wird: sollen sie aber
nach Secretan s Vorschlag vorher annehmbar seyn,
so arten sie in Papiergeld aus, also fodert er Tages-
ordinmg. Escher bittet »m Untersuchung dieses wich
tigen und bedenklichen Antrages durch eine Commis
sion. Secretan bcharrl, indem sein Antrag kei-
neswegS auf Papiergeld hinziele »nd einzig zum Zweck
habe den Verkauf der Nationalgüter zu erleichtern,
und diese Staatelobligatiolien m besseren Kredit Zu
bringen. Die Fortsetzung der Verhandlung wird auf
die folgende Sitzung aufgeschoben.

Senat, 15. Juny.
Der Beschluß, welcher den Canton Oberland

m zehen Distrikte eintheilt (l. Saanen. 2. Ober-
simmenthal. z. Nieoersimmenthal. 4. Frntigen. 5.
Acsch,. s. Thu». 7. Untersten. 8. Juterlachcu. y.
Bnenz. iO. Oberhasli) wird einer Commission zur
Untersuchung übergeben, die aus den B. Meyer
von Ar au, Lüthi von Lang nan und Schnei-
der besteht.

Der Oberschreiber Laharve begehrt Bewilligung,
seiner Gesundheit wegen, einige Wochen inS Schinj-
nacher Bad sich begeben zu dürfen; sie wird ihm ertheilt.

Ein Brief der Verwaltungskammcr des Cantons
Leman wird verlesen, enthaltend Vorstellungen und Be-
merkungcn, den Beschluß des Gr. Rathes über die Feu-
dalabgaben betreffend; der Beschluß greife das Eigen-
thun, an; beruhige das Volk keineswegs u. s. w.

Trosser Rath r6. Juny.
Zwei Dputirte des provisorischen Raths ju Lau«

sänne begehren Sicherheit alles Eigenthums, beson-
derö der Gemciudsgüter, welche die Gemeinden selb-
steu sollten verwalten dürfen, und da dieser Rath
nun im Begriff ist abzutreten, so wünschte er nocà
die Befriedigung zu haben, eine Proklamation über
die Sicherheit jeder Art Eigenthums von den gesetz-
gebende» Rathen auswirken zu können. B 0 u r g 0 i 6
theilt eine ganz ähnliche Birke von der Gemeind Wif-
lisburg schriftlich mit, welche verlangt, daß die Gc-
uieindgüter den jetzigen Gemeindsgenossen und ihren
Nachkommen gehören sollen. Secretan; da die
gesetzgebenden Räthe gewiß nie etwas gegen irgend
ein E'genlhumsrecht unternehmen werden, so glaube
er über diese Bitte Tagesordnung fodern zu müsse»
mit Ucbergcbuiig der Bittschriften, wegen Verwaltung
der GcmcindSgntcr, an die Organisations - Commis-
sion aller untergeordneten Gewalten im Staat. Kuh»
sagt, Sicherung alles Eigenthums ist ein Schwur den
jeder aus uns mit Annahme der Konstitution gethan
hat, wer ihn vergessen könnte wäre des Zutrauens
des Volks unwürdig: er glaubt diese Bittschriften
sollten an die Gemeinde-Rechte-Commission verwie-
sen werden. Secretan beharrt auf der Organisa-
tions-Commission: Haas und Deloes folgen Se-
cretan; Weber ebenfalls, doch bemerkt er, ^daß
man bei der Einschränkung der Geweindgüter auf
die jetzigen Gemcindgcnossen, Gefahr laufe neue pn?
vilegirte Stände zu bilden. Sccre tans Antrag
wird angenommen.

(Die Fortsezung folgt morgen.

Das Vollztehungs-Direktorium der helsetischen ei-

neu und untheilbaren Republik.

Benachrichtigt, daß verschiedene Gemeinden und
gewisse Innungen das Vorhaben äussern, das Eigen-
lhum, über welches ihnen bisdahin die Disposition
zustand, unter die Individuen welche diese Vereint-
gungcn ausmachen, zu vertheilen: — In Erwägung,
daß eine solche Theilung ein Akt is ist, der durch ein
Dckrct des gesetzgebenden Körpers gesetzlich bekräftiget
werden, und zu Erzweckuug durchgängiger Regelmäst
sigkeit an gewisse Formen gebunden seyn soll;

Erklärt:
alle und jede Theilungen dieser Art als vorzeitig,
unregelmässig, null und nichtig. Jede Theilung, zu

welcher mit Beystilssttznng dieser P.rklamation von
'Gemeinden oder Innungen gesch itten wurde, wird
-als ein Eingriff in die Rechte des Gesetzgebers, so-

j nach als Vergehen der Ueberschreitung gesetzlicher G«.
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Walt, angesehen werden. Das Vollzichungs-Dirck-
torium ladet sie ein, ruhig und mit Zutraue» die Ge-
setze zu erwarten, welche hierüber erfolgen, und sich

auf Grundsatze der Billigkeit stützen werden.
Das Voilziehungs - Direktorium ist ebenfalls bei

nachrichtigt, daß unter dem Verwände der ganzlichen
Aufhebung der chmals gesetzlichen Vorrechts, alle Eh-
haften, wie die Wirths - und Tavernen - Fleischer -

Mühlen - und andere vergleichet Rechte in Verfall
gerathen ; — In Erwägung, daß diese Vorrechte nicht
in die Klasse derjenigen gehören, welche ausschließ-
sich nur ihrem Besitzer Nutzen bringen, und durch die
Verfassung bekannt sind; in Erwägnung ferner, daß
die Regel, welche bestimmt, a» welchen Orten der
Wckn verkauft, die Fremden beherberget, das G«
traide gemahlen werden soll, u. s. w/ciue Maßnah-
me der Polizei ist, welche bei einer wirksamen und
nothwendigen Aufsicht, auf alles was die öffentliche
Sicherheit angeht, schlechthin nicht dem Spiele des
Privatintcresse es überlassen darf, auf daö Ungefehr
hin und vielleicht gar in sträflichen Absichten derglci-
chen Wirthschaften und Gewerbe zu unternehmen, und
ju vervielfältigen, trägt den Regierungsstatthaltern
auf, genaue Aufsicht über die Vollziehung der Ver-
ordnungen zu bestellen, welche diese Ehhaften an
jedem Orte auf eine bestimmte Anzahl beschränken,
und die lOrte bestimmen, wo sie betrieben werden
dürfen.

Also beschlossen in Arau den sechszehnten Junlus
im Jahr eintausend siebenhundert neunzig und acht.
Ao. -798. Der Präsident des vollziehenden Direkto-
riums, Llxn. Ob er lin. S tek, Gen. Sekret.

Zu drucken und zu publizieren anbefohlen.
Der Minister derJusiiz und Polizey, Fr. Bern Meyer.

Das Vollziehungs - Direktorium der helvetischen
einen und untheilbaren Republik.

Auf die aus verschiedenen Kantons eingelangten
lebhaften und wiederholten Klagen, daß durch über-
massige Abkundigungen von unterpfäudlichen und an-
der» Schu-dcn, eine Menge Bürger, die einen in
dem ungknsti'gen Zeitpunkte zu Ganlsteigerung ihrer
Besitzungen, die andern in der Unmöglichkeit die
baaren Summen aufzubringen, zum Geiöscag gcnö-
thigt werden; in Erwägung daß es dringend ist hier-
»der sichere Berichte einzuziehen.

B e s ch l i cß t:
Alle Negicrnngs-Statthalter sollen beauftragt seyn,

oh e Anstand durch eine öffentliche Bekanntmachung
diejenigen Schuldner die sich über die an sie besehe-

heuen Abküudlgungen zu beschweren hätten, einzn-
laden, schriftlich und von ihnen unterzeichnet dem

Unkerstatthalter ihres Distrikts die unverzügliche Am
zeige einzugeben, worinn die ihnen seit drei Mona-
ten abgekündigte Capitalien samt aufgelaufftnen
Zinsen bestchen, von wem und auf welchen Termin
sie ihnen abgekündigt worden seyen.

2. Die Unterstatthaltcr werden ohne Verzögerung diese

Anzeigen an die Regierungs-Statthalter und diese

an das Justitz-Ministerium einsenden, damit der

wahre Zustand der Sache erkannt und zu angemes-
sencr Verfügung dem gesctzgebenden Körper verge,
legt werben könne.

Z. Da Zufolge eingelaufener Berichte in verschiede-

neu Gegenden falsche Gerücht« ausgestreuet wer-

den, als ob die auf Grundstücken und Ehehastt»
liegenden Gülten eine» beträchtlichen Abzug erleb

den oder gar ihre RechtSgültigkeit verlieren sollten:

wird den Rcgierungs - Statthaltern aufgetragen,
die Urheber solcher Gerüchte als gefährliche Ruhe-

störer und Verläumdec der Regierung gesetzlich de-

langen und vor den kompetenten Tribun alien vw
leiden zu lassen.

Also beschlossen in Arau den sechszehnten Junius
im Jahr eintausend, siebenhundert, acht und neunzig,

Ao. 1798. Der Präsident des vollziehenden Drckto-
riums (U.8.> di^n. Ob erlin. Steck, Ess.

Selreiar.
Zu drucken und publicieren anbefohlen

Der Minister der Justitz und Polizei
Fr. Bern. Mehtt.

Bemerkung.
Zu dem, was Näf wegen Ausschweifungen eiab

ger Individuen der französischen Armee (Viä. Re-

publikaner b?c». 39.) bemerkte, mus noch hinzugefügt

werden.
»Er mußte jedoch nach seiner Schuldigkeit, uno

»zur Ehre der französischen Nation s gen, daß â
»Gränzkommandanten und andere Ossijiers bei wei

»chen er sich beklagte, das äusserste Mißfalle» 7?'

»zeuget, und nicht nur ihm wieder zu dem Sem>'

»gen verhelfen, sonder ihm für die Sicherheit oer

» ganzen Gegend mit Rath und That beygespemigeu

» sind. «

Bürger Herzog behauptet die im Z9. Stuck des

Republikaners in der Sitzung des 2. Juni, ^ A

bemerkte Motion in Rücksicht des Betragens c

fränkischen Truppen, mit andern Worten und au /

in einem andern Sinne gesagt zu haben.
Herausgeber.
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